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Kostenvorschuss für Vaterschafts- und Unterhaltsklage?
Sachverhalt

Ich habe am 11. Dezember 2006 für den Knaben L. eine Klage betreffend Feststellung des Kindesverhältnisses und Festsetzung von angemessenen Unterhaltsbeiträgen eingereicht. Unter anderem beantragte ich, dass die Kosten- und Entschädigungsfolgen zu Lasten des Beklagten gehen.

Am 21. Dezember 2006 hat das Gericht mich aufgefordert einen Kostenvorschuss zu leisten. Nach telefonischer Rücksprache und Erläuterung der Situation, stellte das Gericht am 9.1.2007 eine Verfügung aus. Darin wird auf den Kostenvorschuss verzichtet und das Gesuch gleichzeitig als Begehren um Erteilung der unentgeltlichen Rechtspflege entgegengenommen.

Am 19.3.2007 fand der Aussöhnungsversucht beim Amtsgericht statt. Die Mutter wurde vorgängig gebeten, die für die Prüfung der unentgeltlichen Rechtspflege benötigten Papiere mitzunehmen. Dies unterliess sie. Trotz wiederholten Aufforderungen (von mir und dem Gericht) unterliess sie auch später die Einreichung der Papiere.

In der Folge erteilte das Amtsgericht am 29. Mai 2007 einen Erledigungsentscheid mit der Begründung, dass das Gesuch des Klägers auf unentgeltliche Rechtspflege nicht beurteilt werden kann. Gemäss Auskunft der Richterin hat sich für sie im Moment der Fall erledigt. Sie meinte, dass ich allenfalls nochmals Klage einreichen soll. Allenfalls müsste auch gegen die Mutter geklagt werden.

 

Noch zur Mutter: Sie ist arbeitslos (IV-Rente beantragt?) und mit einem arbeitslosen Mann verheiratet. Sozialhilfe bezieht sie im Moment keine, da sie nach eigenen Angaben von sehr wohlhabenden Verwandten unterstützt wird. Die Mutter ist völlig unzuverlässig und unglaubwürdig. Vor ihrer Heirat (Juli 2006) wurde sie vom Sozialamt unterstützt.

Nun meine Fragen:

· Welche Vorgehensweise empfehlen Sie? 

Erwägungen

1. Es wird aufgrund des nicht vollständig geschilderten Sachverhalts davon ausgegangen, das hier zur Diskussion stehende Kind sei vor der Eheschliessung geboren worden, oder aber die Vaterschaft des Ehemannes sei gerichtlich aberkannt, weshalb ein Kindesverhältnis zum Vater fehlt.



2. Die Vaterschaftsklage richtet sich nach Art. 261 ff. ZGB, die Unterhaltsklage nach Art. 279 ff. ZGB. Im vorliegenden Fall wurde die Klage gegen den Vater  vom Kind eingereicht, die Mutter selbst ist nicht Prozesspartei. 



3. Die Einleitung eines Prozesses kann von der Hinterlegung oder Sicherstellung der Prozesskosten abhängig gemacht werden, wobei einzelne Kantone das Verfahren zur Feststellung und Anfechtung des Kindesverhältnisses ausnehmen (C. Hegnauer, Berner Kommentar, N 28 zu Art. 254 i.V.m. N 34 zu Art. 261 ZGB). Der Kanton Luzern kennt keine generelle Befreiung von der Kostenvorschusspflicht in kindesrechtlichen Klageverfahren, sieht aber in § 121 Abs. 2 lit. c ZPO LU vor, dass u.a. in familienrechtlichen Streitigkeiten auf die Erhebung von Gerichtskosten verzichtet werden kann. Dementsprechend kann er auch bei Vorliegen von besondern Gründen auf die Erhebung von Kostenvorschüssen verzichten (§ 123 Abs. 3 ZPO LU). 



4. Ist eine Partei mit der Leistung eines Kostenvorschusses säumig, so kann der Richter das Verfahren durch einen Erledigungsbeschluss beenden (§ 124 ZPO LU). Das wird im vorliegenden Fall vom Gericht geltend gemacht, weil die Mutter die vom Gericht geforderten Unterlagen, welche die Prozessarmut des Kindes hätten belegen und damit die Entbindung von der Leistung eines Prozesskostenvorschusses ermöglichen sollen, nicht beibrachte. Damit hat das Gericht Verzicht auf die uP angenommen (§ 132 Abs. 4 ZPO LU). Aus dem Umstand, dass mit diesem Verzicht der Kostenvorschuss fällig, aber nicht geleistet wurde, hat das Gericht den Vaterschafts- und Unterhaltsprozess durch Erledigungsbeschluss (also ohne materielle Entscheidung) beendet (§ 124 ZPO). Dabei hat das Gericht unberücksichtigt gelassen, dass nicht eine Partei, sondern ein Dritter säumig war, weil die sich gegenüberstehenden Prozessparteien der Vater und das durch die Beiständin vertretene Kind sind und nicht die Mutter gegen den Vater. Aus dem Umstand, dass die Mutter die vom Gericht geforderten Unterlagen nicht eingereicht hat, darf dem Kind aber kein prozessualer Nachteil erwachsen, der ihm verunmöglicht, seine Status- und Unterhaltsrechte geltend zu machen, zumal für den Unterhaltsprozess gilt, dass der Unterhaltsbeitrag nur auf die Zukunft hin und ein Jahr vor Klageeinreichung eingeklagt werden kann. Damit erwächst dem Kind ein entschädigungspflichtiger Schaden, wenn es durch Verschulden eines Dritten  vom Unterhaltsprozess ausgeschlossen wird.



5. Das bedürftige klagende Kind hat Anspruch auf unentgeltliche Prozessführung. Steht jedoch ein Minderjähriger in einem Verfahren,  so folgt grundsätzlich aus der allgemeinen Fürsorgepflicht seiner Eltern (Art. 272, 274, 276 sowie 285 ZGB), dass diese ihrem Kind im Rahmen ihrer eigenen  finanziellen Mittel für das Gerichtsverfahren Beistand zu leisten und ihm zu einer Rechtsverbeiständung zu verhelfen haben, soweit dies zur Wahrung seiner Rechte notwendig ist. Diese allgemeine Fürsorge- und Beistandspflicht ist unabdingbar mit dem Kindesverhältnis verbunden (vgl. STETTLER, Das Kindesrecht,  in Schweizerisches Privatrecht, Band III/2, Basel 1992, S. 302 f., 317; BK-Hegnauer N 102 zu Art. 279/280), verändert sich nicht einmal durch den Entzug der elterlichen Sorge (was hier allerdings nicht der Fall ist) und geht der staatlichen Fürsorge- und Beistandspflicht vor (vgl. BGE 119 Ia 135; 106 II 287). Daraus kann allerdings nicht abgeleitet werden, dass bei fehlender Kostenvorschussleistung durch die Eltern dem Kind der Zugang zu einem Statutsprozess verunmöglicht sei. Vielmehr kann die vorrangige Unterhaltspflicht der Eltern dazu führen, dass die Prozesskosten den Eltern auferlegt werden.


6. Damit ist festzustellen, dass das Kind zwei Möglichkeiten hat, ohne Leistung eines Kostenvorschusses den Vaterschafts- und Unterhaltsprozess zu führen:
a. Indem es seine Prozessarmut beweist (§ 131 ZPO LU).
Dieser Nachweis ist im vorliegenden Fall nicht gelungen. Die Vertreterin des Kindes hätte allerdings in Anbetracht der Tatsache, dass das Kind noch sehr klein ist und dessen alleinerziehende Mutter ohne Arbeitserwerb dasteht, Offensichtlichkeit der Prozessarmut geltend machen können. 

b. Indem es vom Gericht von der Kostenvorschusspflicht befreit wird (§ 123 Abs. 3 ZPO LU).
Falls sich das Gericht nicht von der Prozessarmut des Kindes überzeugen lässt, kann eventualiter das Gesuch um Befreiung von der Kostenvorschusspflicht gestellt werden mit der Begründung, es handle sich um einen familienrechtlichen Status- und Unterhaltsstreit.


7. Nachdem das Verfahren zur Wiederherstellung der Frist für die säumige Prozesspartei hier aufgrund der rechtlichen Konstellation nicht zur Diskussion stehen dürfte (§ 90 Abs. 2 und 3 ZPO LU), kann das Kind, vertreten durch seine Beiständin nochmals mittels Klage das Verfahren einleiten. Mit Zustimmung des beklagten Präsumtivvaters kann auf einen nochmalige Aussöhnungsversuch verzichtet werden (§ 187 ZPO LU). Weil ihr zu empfehlen ist, ein UP-Gesuch zu stellen, tritt ohnehin anstelle des Aussöhnungsversuches der Einigungsversuch (§ 186 Abs. 2 i.V.m. § 133 Abs. 2 ZPO LU). Dem auf Zusprechung des Kindesverhältnisses zum Vater und auf Unterhalt gerichteten Rechtsbegehren ist ein Gesuch um unentgeltliche Prozessführung, eventualiter um Entbindung von der Kostenvorschusspflicht voranzustellen. Die Begründung liegt in der offensichtlichen Prozessarmut und im Ausnahmegrund des familienrechtlichen Rechtsstreites (Ziff. 3 hievor). 
Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 15. Juni 2007
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